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1. Angaben zur Gemeinde 

 

1.1. Lage im Raum 

 
Die Stadt Schönwald liegt im Norden des Landkreises Wunsiedel im Fichtelgebirge etwa 20 km 
nordöstlich der Stadt Wunsiedel. Südlich und südöstlich an das Stadtgebiet grenzt die Große 
Kreisstadt Selb. Nachbargemeinde ist darüber hinaus die Stadt Rehau (Landkreis Hof) im 
Norden. Ansonsten grenzt das Gemeindegebiet an das gemeindefreie Gebiet Martinlamitzer 
Forst-Süd (Staatsforstgebiet). 
Die Stadt umfasst neben dem Hauptort die folgenden Ortsteile: Die Dörfer Brunn, Grünhaid und 
Reichenbach, die Weiler Buchbach, Grünauer Vorwerk, Gutschönlind und Sophienreuth sowie 
die Einzeln Bernsteinmühle, Grünauermühle, Lenker, Merzenhaus, Neuenbrand, Perlenhaus, 
Göringsreuth und Kleppermühle. 
Das Stadtgebiet liegt in reizvoller Mittelgebirgslandschaft inmitten des Naturparks 
Fichtelgebirge, östlich des Großen Kornbergs. Das Stadtgebiet umfasst 19,19 km². 
 

1.2. Überörtliche Verkehrsanbindung 

 
Die wichtigsten Straßenverbindungen und zugleich Anschluss an das überörtliche Verkehrsnetz 
sind die BAB A 93 (Dreieck Holledau-Regensburg-Weiden-Hof-Dreieck Hochfranken), die 
St 2454 (St 2192-Schönwald-St 2179) und die Kreisstraße WUN 15 Schönwald-Selb. 
Verkehrlich ist Schönwald sehr gut an das überörtliche Verkehrsnetz angebunden. 
Das Gemeindegebiet ist an das Netz der Deutschen Bahn angeschlossen und besitzt einen 
Bahnhof an der Strecke 858 von Hof nach Selb (Stadt), sowie an der Strecke 858/148 nach As 
(Asch) und Cheb (Eger) in der Tschechischen Republik. 
Haltestellen für den öffentlichen Nahverkehr befinden sich im Hauptort, sowie an der 
Abzweigung Sophienreuth. 
Der nächste Verkehrsflughafen befindet sich in Hof-Pirk (Flughafen Hof-Plauen) in einer 
Entfernung von etwa 25 Kilometern. 
 

1.3. Bevölkerungsentwicklung und Wohnraumentwicklung 

 

 
Quelle: LAfSt. Bayern. 
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Die offizielle Bevölkerungsprognose für die Stadt Schönwald rechnet für das Jahr 2033 mit 
einem Rückgang auf 2.960 Einwohner. Dies entspricht einem prognostizierten Rückgang von 
8,2% gegenüber 2019. 
 
Die Bevölkerungsdichte innerhalb des Gebietes der Stadt Schönwald liegt bei 168 Einwohnern 

pro Quadratkilometer (Stichtag 31.Dezember 2020). 

Landkreis Wunsiedel i. Fichtelgebirge (31.12.2020):  119 EW/km2 

Regierungsbezirk Oberfranken (31.12.2020):   147 EW/km2 

Freistaat Bayern (31.12.2020):     186 EW/km2 

 

Die Durchschnittliche Haushaltsgröße betrug bei 1.884 Wohnungen im Jahr 2020 auf 3.215 

Einwohner 1,7. 

 

1.4. Wirtschaftliche Entwicklung 

 
Die Stadt Schönwald besitzt im Regionalplan für die Planungsregion Oberfranken-Ost (5) 
zentralörtliche Funktionen als Grundzentrum und ist ein historisch gewachsener 
Industriestandort. 
In der Gemeinde waren 2020 992 Personen sozialversicherungspflichtig beschäftigt. 
Der Großteil der sozialversicherungspflichtig beschäftigen Personen ist im produzierenden 
Gewerbe tätig (2018: 669 von 990 Personen), was die unverändert große Bedeutung der 
Industrie als Arbeitgeber in der Region bestätigt. 
Die Beschäftigten konzentrieren sich dabei insbesondere auf die traditionsreiche Porzellanfabrik 
Schönwald, ein Werk des deutschen Porzellanherstellers BHS Tabletop. 
 
 

2. Ziele und Zwecke der Änderung des Bebauungsplanes – Durchführung des Verfahrens 

 
Gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist: 
 
Die Stadt Schönwald hat für das Gebiet östlich der Ascher Straße einen qualifizierten 
Bebauungsplan aufgestellt (Rechtskraft 26.08.1980). Dieser setzt ein Reines Wohngebiet gem. 
§ 3 BauNVO fest. 
Hinsichtlich der bauplanungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Zulässigkeit von 
Baukörpern sind vergleichsweise eng gefasste Festsetzungen nach § 9 BauGB vorhanden. 
Diese entsprechen dem damals vorherrschenden Zeitgeist. 
 
Diese eng gefassten Festsetzungen stehen gegenwärtig einerseits einer Realisierung von 
bislang nicht umgesetzten Teilbereichen des Bebauungsplanes entgegen, andererseits sind 
infolge von veränderten Nutzungsansprüchen an die bereits bestehenden Gebäude bereits 
Umbaumaßnahmen angefragt worden, welche nicht länger über Befreiungen nach § 31 Abs. 2 
BauGB genehmigt werden können, da Grundzüge der Planung berührt sind. 
 
Mit der vorliegenden 4. Änderung des Bebauungsplanes „Östlich der Ascher Straße“ verfolgt die 
Stadt daher folgende vorrangige Planungsziele: 
 

1. Das zulässige Maß der baulichen Nutzung der bislang unbebauten Grundstücke 
soll flexibilisiert werden. 

 
Dazu werden Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB geändert und örtliche 
Bauvorschriften gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 Abs. 2 BayBO angepasst. 
Dadurch soll eine Umsetzung des Bebauungsplanes und somit der Vorrang der 
Innenentwicklung begünstigt werden. 
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2. Das zulässige Maß der baulichen Nutzung auf bebauten Grundstücken soll 
geändert werden. 

 
Durch eine behutsame Änderung und Lockerung der Festsetzungen werden städtebaulich 
vertretbare Umbaumaßnahmen an Bestandsgebäuden ermöglicht. Vor dem Hintergrund des § 1 
Abs. 5 BauGB ist der Umbau bestehender Bausubstanz verstärkt zu fokussieren, dies soll durch 
die vorliegende Bauleitplanung explizit ermöglicht werden. 
 
Um die genannten Planungsziele umzusetzen, wird der rechtskräftige Bebauungsplan Östlich 
der Ascher Straße der Stadt Schönwald geändert. Es handelt sich um das 4. 
Änderungsverfahren. 
 
Nachdem gemäß § 1a Abs. 2 BauGB die Potentiale der Innenentwicklung vorrangig zu nutzen 
sind wird das Vorhandensein geeigneter Alternativen nachfolgend geprüft: 
Es handelt sich bei der Aktivierung der vorliegenden Flächen um Potentiale der 
Innenentwicklung, da es sich ausnahmslos um Flächen handelt, für die Baurecht besteht. 
 
Art des Verfahrens: 
Das Verfahren wird gemäß § 13a BauGB durchgeführt, da die maßgebliche zulässige 
Gesamtgrundfläche durch die Planung nicht überschritten wird und es sich um eine Maßnahme 
der Innenentwicklung handelt. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 
Nummer 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter oder dafür, dass bei der Planung Pflichten zur 
Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind, bestehen nicht. 
 
Auswirkungen: 

• Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 
13 Abs. 2 und 3 Satz 1 entsprechend. Es wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, von 
dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden 
Erklärung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 abgesehen; § 4c ist nicht anzuwenden. 

• Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des 
Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 6 vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Entsprechend wird gem. § 13 BauGB von 
der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB sowie von dem Umweltbericht nach § 2a 
BauGB abgesehen. 

• Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist gemäß Anlage 1 des UVPG nicht erforderlich und 
wird nicht durchgeführt. 

• Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 wird 
abgesehen. 

 
 

3. Übergeordnete Planungen und Nutzungsregelungen 

 

3.1. Raumplanung, räumliche Umgebung 

 
Die Planung entspricht sowohl einer geordneten Entwicklung als auch den Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung. 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung anzupassen. Die Übereinstimmung wurde nachfolgend geprüft. 
 
Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 
Die Stadt Schönwald, gehört nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern 2013 (LEP 2013) 
und dessen Folgeverordnungen zum allgemeinen ländlichen Raum mit besonderem 
Handlungsbedarf. 
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Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf sind vorrangig zu entwickeln. Dies gilt bei 
Planungen und Maßnahmen zur Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge, der 
Ausweisung räumlicher Förderschwerpunkte sowie diesbezüglicher Fördermaßnahmen und der 
Verteilung der Finanzmittel, soweit die vorgenannten Aktivitäten zur Gewährung gleichwertiger 
Lebens- und Arbeitsbedingungen einschlägig sind (Punkt 2.2.4). 
Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter 
besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet 
werden. Der demographische Wandel, hohe Infrastrukturkosten, Anforderungen an die 
Energieeffizienz und der Klimaschutz machen eine nachhaltige Siedlungsentwicklung 
erforderlich. Diese ist dann gewährleistet, wenn sich der Umfang der Siedlungstätigkeit 
vorwiegend an der Erhaltung und angemessenen Weiterentwicklung der gewachsenen 
Siedlungsstrukturen orientiert (Punkt 3.1). Diesem Grundsatz wird mit vorliegender Planung 
entsprochen, das Baugebiet ist bereits erschlossen. 
In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst 
vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht zur 
Verfügung stehen (Punkt 3.2). Es handelt sich vorliegend um die Änderung eines 
rechtskräftigen und hinsichtlich seiner Erschließung umgesetzten Bebauungsplanes, der 
Vorrang der Innenentwicklung wird daher beachtet. 
Das Anbindegebot gem. Punkt 3.3 des Landesentwicklungsprogramms wird beachtet. Eine 
bauliche Vorprägung der überplanten Flächen ist gegeben, die Infrastruktur und Erschließung 
sind bereits vorhanden, es handelt sich bei dem Plangebiet um einen Lückenschluss der 
Bebauung in der Grünhaider Straße. 
 
Gemäß Anhang 5 des Landesentwicklungsprogramms ist die Stadt Schönwald als besonders 
strukturschwache Gemeinde ausgewiesen. 
 
Regionalplan Oberfranken-Ost: 
Die Stadt Schönwald ist ein Grundzentrum. Da es sich um eine Maßnahme der 
Innenentwicklung handelt, plant die Stadt Schönwald entsprechend der regionalplanerischen 
Grundsätze. 
 
Bergrecht: 
Seitens des Bergamts Nordbayern wird darauf hinweisen, dass das Vorhaben von der 
Granitverleihung "Granitsteinbruch im ehemaligen Richteramtsbezirk Selb" überdeckt wird. Bei 
v.g. Verleihung handelt es sich um Bergwerkseigentum gem §§ 149 und 151 Bundesberggesetz 
-BBergG-, dieses gewährt dem Rechtsinhaber das nicht befristete ausschließliche 
Gewinnungsrecht. Wird dieses Recht eingeschränkt oder gänzlich verhindert, so erwächst 
möglicherweise ein Entschädigungsanspruch des Rechtsinhabers. Der derzeitige 
Rechtsinhaber ist die Fa. Grasyma GmbH & Co. KG, Hauenreuth 11,95632 Wunsiedel i. 
Fichtelgebirge. 
 
 

3.2. Nachrichtliche Übernahmen 

 
Die in der Zeichnung der Änderung des Bebauungsplanes eingesetzten Planzeichen dienen 
dem Erkennen der vorhandenen Gegebenheiten (Grundstücksgrenzen, Flur-Nummern, 
vorhandene Bebauung udglm.). Des Weiteren werden Hinweise für eine konfliktfreie Umsetzung 
der Planung gegeben. 
 
Im Geltungsbereich der Änderung des Bebauungsplanes und im weiteren Umgriff befinden sich 
keine denkmalgeschützten Gebäude. Im Bereich der Planung sind archäologische 
Bodendenkmäler bislang nicht bekannt. Dennoch ist auch im Plangebiet jederzeit mit dem 
Auffinden beweglicher und/oder unbeweglicher Bodendenkmäler zu rechnen. 
Gemäß dem Denkmalschutzgesetz ist folgendes zu beachten: 
Art. 8 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz (DSchG): Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, 
dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege 
anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des 
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Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den 
Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er 
durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 
Art. 8 Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf 
von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere 
Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet. 
 
 

4. Vorhandene verbindliche und informelle Planungen 

 

4.1. Flächennutzungsplan 

 
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Schönwald sind die überplanten Bereiche als 
Wohnbauflächen dargestellt. Die Änderung des Bebauungsplanes ist daher aus dem 
wirksamen Flächennutzungsplan entwickelbar: 
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4.2. Integriertes Stadtentwicklungskonzept 

 
Für den Geltungsbereich der Änderung des Bebauungsplanes liegen keine Planungen vor, die 
im Rahmen des Abwägungsprozesses gem. § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen wären. 
Das Schönwalder Sanierungsgebiet und das Stadtumbaugebiet in der südlichen Kernstadt 
(Satzungsbeschluss 2003; ISEK 2006) werden durch vorliegende Planung nicht berührt. Auch 
der städtebauliche Rahmenplan erstreckt sich nicht auf das Plangebiet der Änderung des 
Bebauungsplanes. 
Die Stadt ist Mitglied der ILE „Dreiländereck“. Hierin haben sich die Städte Rehau und 
Schönwald und die Gemeinden Döhlau und Regnitzlosau zusammengeschlossen. 
 

4.3. Vorhandene rechtsverbindliche Bebauungspläne 

 
Das Plangebiet umfasst den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 24 „Östlich der Ascher 
Straße“, rechtskräftig seit dem 26.08.1980. 

 
Für die Festsetzungen wird auf Punkt 6 der Begründung verwiesen. 

 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24 ist seit dem 20.12.1982 rechtskräftig. Diese 
berichtigt die Geschossflächenzahl bei „I+U“ auf 0,5 und die Grundflächenzahl auf 0,3, jeweils 
als Höchstmaß. 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24 ist seit dem 27.07.1987 rechtskräftig. Diese 
erlaubt im Einzelfall durch ein Einvernehmen der Stadt Schönwald mit der 
Baugenehmigungsbehörde eine Überschreitung der Baulinien/Baugrenzen durch 
Nebengebäude und Bauwerke mit einer Grundfläche von 50m². 
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Die erste vereinfachte Änderung (=3. Änderung) des Bebauungsplanes Nr. 24 erfolgte am 
10.09.1992 durch folgendes Deckblatt: 

 
Durch die Änderung wurde ein zusätzlicher Garagenstandort ermöglicht. 
 
Mit Inkrafttreten der 4. Änderung des Bebauungsplanes "Östlich der Ascher Straße" treten 
innerhalb des Geltungsbereiches der 4. Änderung die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
"Östlich der Ascher Straße" und dessen rechtskräftiger Änderungen außer Kraft. Es handelt 
sich um eine klarstellende Festsetzung, welche das Fortgelten sich widersprechender 
Regelungen vermeidet. 
 
 

5. Angaben zum Plangebiet 

 

5.1 Beschreibung und Abgrenzung des Geltungsbereiches 

 
Das Plangebiet liegt im Norden von Schönwald an der Grünhaider Straße. Es wird begrenzt,  

- im Norden durch die Grünhaider Straße 
- im Osten durch Bebauung, landwirtschaftlich genutzte Flächen und private Grünflächen 
- im Süden durch Wohnbebauung 
- im Westen durch Wohnbebauung 

 
Das Plangebiet liegt am Osthang des Pfaffenbergs, der nach Osten zum Tal des Stockbachs 
hin abfällt. Die westliche Grenze des Geltungsbereiches weist Höhen von 638 Meter über NN 
auf. Von dort fällt das Gelände bis auf etwa 624 Meter über NN am nordöstlichen Rand des 
Geltungsbereiches. Die Hanglage ist in einer Art und Weise ausgeprägt, dass sich hieraus 
städtebauliche Erforderlichkeiten zur Einfügung von Bebauung in die Landschaft ergeben. 
 
Im Plangebiet befinden sich weder stehende noch fließende Gewässer. Wasserschutzgebiete 
oder wasserbauliche Maßnahmen werden vom Planungsbereich nicht berührt. Das Gebiet liegt 
hochwasserfrei. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass der Schutz künftiger baulicher Anlagen gegen potenziell 
vorhandene hohe Grundwasserstände und/oder drückendes Grundwasser dem jeweiligen 
Bauherrn obliegt. Grundsätzlich wird empfohlen, vor Baubeginn ein Baugrundgutachten in 
Auftrag zu geben. Bauen im Grundwasser bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis. 
 
Das Gebiet um Schönwald liegt naturräumlich auf der Grenze zwischen den Naturräumen 
Hohes Fichtelgebirge (394) und Selb-Wunsiedler-Hochfläche (395). 
 
Geologisch handelt es sich um pleistozäne Fließerden oder Wanderschutt. 
Bodenarten sind fast ausschließlich Braunerde (podsolig) aus Gruslehm bis Grusschluff 
(Quarzit(-schiefer)). 
Der Baugrundtyp ist Bindige, gemischtkörnige Lockergesteine, mäßig bis gut konsolidiert, teils 
Sand und Kies. 
 
Im bebaubaren Bereich sind der belebte Oberboden (Mutterboden) und ggf. kulturfähige 
Unterboden nach § 202 BauGB zu schonen, getrennt abzutragen, fachgerecht 
zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen und möglichst nach den Vorgaben des § 12 
BBodSchV ortsnah zu verwerten. Der nicht kulturfähige Unterboden und das 
Untergrundmaterial sollte innerhalb des jeweiligen Grundstücks in technischen Bauwerken 
verwendet werden, um eine Entsorgung zu vermeiden. 
Es sind DIN 18300 (Erdarbeiten), DIN 18915 (Bodenarbeiten im Landschaftsbau), DIN 19731 
(Verwertung von Bodenmaterial) und DIN 19639 (Bodenschutz bei Planung und Durchführung 
von Bauvorhaben) entsprechend zu berücksichtigen. Bei Herstellung einer durchwurzelbaren 
Bodenschicht sind die Vorgaben des § 12 BBodSchV zu beachten. 
 
Im überplanten Bereich finden sich keine Hinweise auf Altlasten. Die Untere Abfallbehörde ist 
umgehend zu informieren, falls Bodenverunreinigungen oder Auffüllmaterialien festgestellt 
werden. Auf den „Mustererlass zu Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, 
insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ der 
ARGEBAU, der mit StMIS vom 18. April 2002, Aktenzeichen IIB5-4611.110-007/91 in Bayern 
verbindlich eingeführt wurde, wird vorsorglich hingewiesen, wonach sich Kommunen bei 
Anhaltspunkten für Altlasten gezielt Klarheit über Art und Umfang der Bodenbelastungen sowie 
über das Gefahrenpotential zu verschaffen haben. 
Sollten bei Erschließungs- und Baumaßnahmen Anzeichen gefunden werden, die auf einen 
Altlastenverdacht (Verdacht auf Altlasten, schädliche Bodenveränderungen, 
Grundwasserverunreinigungen) schließen lassen, ist das Landratsamt umgehend zu 
informieren. Weiterhin wäre bei Altlastenverdacht die Einbindung eines privaten 
Sachverständigen nach § 18 BBodSchG angezeigt. 
 

5.2. Vegetation 

 
Es handelt sich um bebaute Bereiche, die Freiflächen sind als Gärten angelegt und einer 
entsprechenden Nutzung unterworfen. Wertgebende Biotope abseits der Privatgärten sind nicht 
vorhanden. Verkehrsbegleitgrün bleibt erhalten. 
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5.3. Grundstücke, Eigentumsverhältnisse und vorhandene Bebauung 

 
Der Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes umfasst Grundstücke bzw. 
Teilflächen (TF) von Grundstücken folgender Flur-Nummern der Gemarkung Schönwald: 
 
Flur-Nr. Erläuterung Flur-Nr. Erläuterung 
737 Teilfläche, Verkehrsfläche 742/1  
742/2  750/1 Teilfläche 
750/2  750/3  
750/4 Verkehrsfläche 750/5  
750/6  750/7  
750/9 Teilfläche 753/1 Teilfläche, Ascher Straße 
 
Die Grundstücke befinden sich in Privatbesitz, oder sind öffentliche Verkehrsflächen. 
Gebäudebestand ist vorhanden und wird im Zuge der Änderung des Bebauungsplanes nicht 
abgebrochen oder in seiner baurechtlichen Zulässigkeit berührt. 
 
 

6. Städtebaulicher Entwurf 

 

6.1. Flächenbilanz 

 
Reines Wohngebiet (§ 3 BauNVO) 7.055 m² 
öffentliche Verkehrsfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 1.905 m² 
 
Summe: 8.960 m² 
 

Eigene 
Aufnahme: 
Verkehrsbe-
gleitgrün in 
der Ascher 
Straße. 
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6.2. Bauliches Konzept/Begründung der Festsetzungen 

 
Teilfläche 1 
Der Bereich ist bereits bebaut. Daher sollen hier lediglich Umbaumaßnahmen an bestehenden 
Gebäuden ermöglicht werden. Es handelt sich um die höchstgelegenen Bereiche des 
Plangebietes. Südlich grenzt der Bebauungsplan Nr. 31 „An der Ascher Straße“ an. Dieser setzt 
in den angrenzenden Bereichen ebenfalls UG+I=II Vollgeschosse fest. Daher wird dieser – 
auch umgesetzte – Grundzug der Planung beibehalten. 
Was allerdings städtebaulich vertretbar erscheint, ist eine Erhöhung der zulässigen 
Dachneigung und der zulässigen Höhe des Kniestocks. In Verbindung mit der Aufhebung des 
Verbotes von Dachgauben ist somit ein teilweiser Ausbau des Dachgeschosses auch zu 
Aufenthaltszwecken möglich. 
Die Höhe des Kniestocks und die zulässige Dachneigung sind in Anlehnung an bestehende 
Referenzobjekte in der Ascher Straße 25-29 sowie Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 31 
festgelegt worden. Die Flexibilisierung im Dachbereich geht mit der Regulierung der 
Baukörperhöhe nach § 16 BauNVO einher. 
Die Zulässigkeit von Flachdächern ist in dieser Teilfläche städtebaulich zu rechtfertigen, da es 
sich im Bestand um flach geneigte Satteldächer handelt. Es sind daher keine störenden 
ästhetischen Brüche im Straßenbild festzustellen. 
 

 
Eigene Aufnahme: Bestandsgebäude Ascher Straße Hs.-Nrn. 28 & 30. 
 
Teilfläche 2 
Ermöglicht wird ein zusätzliches Vollgeschoss. Zudem wird analog zu Teilfläche 1 eine 
Erhöhung der zulässigen Dachneigung und der zulässigen Höhe des Kniestocks ermöglicht. 
Dies führt dazu, dass das Dachgeschoss/Obergeschoss flexibel ausgebaut werden kann, auch 
als ein zusätzliches drittes Vollgeschoss. 
Gleichzeitig stellt die Regulierung der Bauhöhe nach § 16 BauNVO sicher, dass oberhalb des 
Obergeschosses nicht ein weiteres teilausgebautes Dachgeschoss entsteht und somit die 
gegebenen Maßstäblichkeiten im Stadtbild eingehalten werden. 
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Hinsichtlich der Zulässigkeit eines weiteren Geschosses ist anzumerken, dass die Ascher 
Straße und die Grünhaider Straße nach Norden und Nordosten abfallen. An der Platzsituation 
Grünhaider Straße/Ascher Straße ist als Angelpunkt dieser markanten verkehrstechnischen wie 
städtebaulichen Aufgliederung ein massiveres Gebäude moderner Prägung vertretbar. 
Die Zulässigkeit von Flachdächern ist in dieser Teilfläche städtebaulich auch zu rechtfertigen, 
da es sich im Bestand um flach geneigte Satteldächer handelt. 
 

 

 
Eigene Aufnahme: Platzsituation, Einmündung Ascher Straße. 
 
Teilfläche 3 
Gegenwärtig ist nur ein Vollgeschoss zulässig. Ermöglicht wird ein zusätzliches Vollgeschoss. 
Zudem wird analog zu Teilfläche 1 eine Erhöhung der zulässigen Dachneigung und der 
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zulässigen Höhe des Kniestocks ermöglicht. In Verbindung mit der Aufhebung des Verbotes 
von Dachgauben ist somit ein teilweiser Ausbau des Dachgeschosses zu Aufenthaltszwecken 
möglich. 
Ein weicher städtebaulicher Übergang von Teilfläche 2 zu Teilfläche 4 wird durch diese 
Festsetzungen ermöglicht. 
 
Teilfläche 4 
Die Zulässigkeit der Vollgeschosse wird nicht geändert, um einen Bruch zu den östlich der 
Grünhaider Straße gelegenen Siedlungshäusern der 1930er Jahre mit einem Vollgeschoss und 
einem (teil-)ausgebauten Dachgeschoss zu vermeiden. Zusätzliche Vollgeschosse würden in 
Verbindung mit einem Flachdach deutlich massiver auf den Betrachter wirken, als die 
Baukörper aus den 1930er Jahren mit den filigraneren steil geneigten Satteldächern. Um den 
harmonischen und homogenen Gesamteindruck in der Blickachse die Grünhaider Straße hinauf 
nicht durch die Schaffung eines aufdringlichen und markanten Blickpunktes nachhaltig zu 
verändern und somit möglicherweise zu verunstalten, müssen Bauten mit Flachdächern in ihrer 
Höhe weiterhin reguliert werden. Die Möglichkeit, mit einem Satteldach auf das zulässige 
Vollgeschoss aufzusetzen, kann dagegen eingeräumt werden, da dies die grundsätzliche 
städtebauliche Situation aufnimmt und der Betrachter dies in den gegebenen Kontext einordnen 
kann. 
Eine Erhöhung der zulässigen Dachneigung und der zulässigen Höhe des Kniestocks kann 
somit zweifelsfrei ermöglicht werden. In Verbindung mit der Aufhebung des Verbotes von 
Dachgauben ist somit ein teilweiser Ausbau des Dachgeschosses zu Aufenthaltszwecken 
möglich. 
 
Begründung der Festsetzungen: 
Für die 4. Änderung des Bebauungsplanes „Östlich der Ascher Straße“ werden folgende 
planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 BauGB getroffen: 
1. Grenze des räumlichen Geltungsbereiches: Gemäß § 9 Abs. 7 BauGB muss jeder 

Bebauungsplan eine parzellenscharfe Abgrenzung seines Geltungsbereiches enthalten. 
Diese Abgrenzung ist Voraussetzung für den Aufstellungsbeschluss, in diesem Fall für 
den Änderungsbeschluss. 

2. Mindestfestsetzungen eines qualifizierten Bebauungsplanes: 
2.1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB): 
 Reines Wohngebiet nach § 3 BauNVO 
Festsetzung des Ur-Bebauungsplanes wird beibehalten. 
 
2.2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB): 
 Grundflächenzahl 
Gemäß § 19 BauNVO wird eine maximal zulässige Grundflächenzahl von 0,3 festgesetzt (GRZ 
0,3). 
Festsetzung des Ur-Bebauungsplanes wird beibehalten. 
 
 Geschossflächenzahl 
Gemäß § 20 BauNVO wird für eine maximal zulässige Geschossflächenzahl von 0,5 festgesetzt 
(GFZ 0,5). 
Festsetzung des Ur-Bebauungsplanes und dessen 1. Änderung werden beibehalten. 
Eine Erhöhung aufgrund der zusätzlichen Vollgeschosse ist aufgrund der großen 
Grundstücksflächen städtebaulich nicht erforderlich. 
 
 Zahl der Vollgeschosse 
Die Anzahl der Vollgeschosse wird für die Teilfläche 2 gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO auf ein 
Erdgeschoss, ein talseitig ausgebautes Untergeschoss sowie ein Obergeschoss (U+II) 
festgesetzt. 
Die Anzahl der Vollgeschosse wird für die Teilflächen 1 und 3 gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 3 
BauNVO auf ein Erdgeschoss und ein talseitig ausgebautes Untergeschoss (U+I) festgesetzt. 
Begründung: Siehe städtebauliches Konzept. 
Die Anzahl der Vollgeschosse wird für die Teilfläche 4 gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO auf ein 
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Vollgeschoss (I) festgesetzt. 
Festsetzung des Ur-Bebauungsplanes wird beibehalten. Begründung: Siehe städtebauliches 
Konzept. 
 
 Höhe baulicher Anlagen 
Gemäß § 16 Abs. 2 Nr 4 BauNVO darf die Firsthöhe (FH) eine Höhe von 6,50 Metern (FH 
6,50m) nicht überschreiten. Die Höhen der 4 Anwesen Ascher Str. 34, 32, 30, 28 ist gleich: 
Höhe Fußbodenoberkante bis Deckenoberkante:    2,75 m 
Höhe Fußbodenoberkante bis Schnittpunkt Dachaußenhaut: 3,0 m 
Da jeweils ein Dachausbau bzw. ein zusätzliches Vollgeschoss ermöglicht werden soll, 
erscheint eine Firsthöhe von 6,50m städtebaulich vertretbar. 
Gemessen wird von der Erdgeschossrohfußbodenoberkante bis zum obersten baulichen 
Abschluss des Gebäudes (OK Attika oder Dachfirst). 
Die Höhen dürfen durch technische Ein oder Aufbauten (z.B. Heizungs- oder Klimatechnik, 
Antennen und Photovoltaikanlagen) überschritten werden. Dies erscheint insbesondere durch 
aufgeständerte Photovoltaikanlagen auf flach geneigten Dächern oder bei den aufgrund 
neuerer Verordnungen erforderlichen Schlothöhen städtebaulich erforderlich, um die Bauwerke 
bei Umbaumaßnahmen an die geltenden neuen Verordnungen anzupassen. 
 
 Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 3 BauGB) 
Die Oberkante der Kellerdecke darf höchstens 50cm über dem Gelände liegen. Der Sockel darf 
höchstens 50cm hoch sein, mit Ausnahme an den Stellen, wo die zu geringe Kanaltiefe eine 
größere Höhe erforderlich macht. 
Festsetzung des Ur-Bebauungsplanes wird beibehalten. Grundsätzlich soll eine unerwünschte 
Höhenentwicklung vermieden werden. 
 
2.3. Bauweise, Baugrenzen und Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB): 

Bauweise 
Es wird für das Wohngebiet eine offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO mit Einzel- und 
Doppelhäusern und seitlichem Grenzabstand festgesetzt. Die Geltung der Abstandsflächen 
nach der BayBO wird angeordnet. 
Durch die Änderung der eng gefassten Baugrenzen und Baulinien nach § 23 BauNVO ist es 
städtebaulich erforderlich, die Abstandsflächentiefe konkret zu regeln. 
Das Maß der Abstandsfläche von 0,4 H, mindestens 3 Meter i.S.d. BayBO dient dazu, dass 
auch bei einer höheren Bebauung alle dann erforderlichen Abstandsflächen auf den jeweiligen 
Grundstücken eingehalten werden können. 
Grundsätzlich dient die Bemessung der Abstandsflächen der Umsetzung des planerischen, sich 
aus § 1a Abs. 2 BauGB ergebenden Zieles einer verdichteten Bebauung i.S.d. städtebaulichen 
Verdichtung und somit sparsamen Umgang mit Grund und Boden. 
Artikel 3 der Bayerischen Bauordnung, wonach die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 
insbesondere Leben und Gesundheit, und die natürlichen Lebensgrundlagen nicht gefährdet 
werden dürfen, wird befolgt. 
Es findet keine unzumutbare nachbarschaftliche Beeinträchtigung in Bezug auf die 
Lichtverhältnisse statt. Alle erforderlichen Abstandsflächen zu bestehenden Nachbargebäuden 
können eingehalten werden. 
 

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO) 
Carports, Stellplätze und Nebenanlagen dürfen auch außerhalb der Baugrenze errichtet 
werden. Dadurch entfallen die festgesetzten Flächen für Nebenanlagen. Diese sind bei der hier 
vorliegenden Einfamilienhausbebauung in der Regel nicht mehr zeitgemäß, die stringenteren 
Festsetzungen des Ur-Bebauungsplanes wurden bereits im Zuge der 2. Und 3. Änderung 
dahingehend flexibilisiert und gelockert. 
Garagen, die eine unmittelbare Zufahrt zur Erschließungsstraße besitzen, müssen zu dieser hin 
ab Straßenbegrenzungslinie oder Hinterkante Gehweg einen Stauraum von mindestens 5 
Metern aufweisen, um weitere Stellplätze und Stauraum auf Grundstücken zu gewährleisten. 
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 Stellung baulicher Anlagen ( 
Die eingezeichneten Hauptfirstrichtungen sind einzuhalten. An den Grenzen stehende Wände 
dürfen keine Öffnungen erhalten. Festsetzung des Ur-Bebauungsplanes wird beibehalten. 
 
2.4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

öffentliche Verkehrsfläche  
Festsetzung des Ur-Bebauungsplanes wird beibehalten. 

Straßenbegrenzungslinie 
Festsetzung des Ur-Bebauungsplanes wird beibehalten.  
 
2.5. Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB) 
Festsetzung des Ur-Bebauungsplanes wird beibehalten. 
 
2.6. Abgrenzung der unterschiedlichen Art baulicher Nutzung (§ 16 Abs. 5 BauNVO) 
Abgrenzung der unterschiedlichen Zulässigkeit der Art baulicher Nutzung. Begründung sh. Maß 
der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Es wird zudem klargestellt, dass im Falle des 
Fehlens des Planzeichens nach PlanZVO aus Gründen der Übersichtlichkeit die 
Straßenbegrenzungslinie zur Abgrenzung maßgeblich ist. 
 
Mit Inkrafttreten der 4. Änderung des Bebauungsplanes "Östlich der Ascher Straße" treten 
innerhalb des Geltungsbereiches der 4. Änderung die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
"Östlich der Ascher Straße" und dessen rechtskräftiger Änderungen außer Kraft. Es handelt 
sich um eine klarstellende Festsetzung, welche das Fortgelten sich widersprechender 
Regelungen vermeidet. 
 
3. Nachfolgende örtliche Bauvorschriften nach § 81 BayBO werden festgesetzt: 
 
Hinsichtlich der gestalterischen Festsetzungen ist das zugrundeliegende Leitbild eine 
städtebaulich vertretbare Gestaltungsfreiheit der zukünftigen Bauherren, um eine Umsetzung 
der Bebauung und eine resiliente Nutzung des Bestandes nachhaltig sicherzustellen. 
Da die allgemeinverbindlichen technischen Vorgaben zur Errichtung von Gebäuden sehr hohen 
Umweltstandards entsprechen, erscheint eine weitere Festsetzung von baulichen Restriktionen 
nicht zielführend. So soll zur Entlastung von Verwaltungsprozessen eine Freistellung gemäß 
Art. 58 BayBO ermöglicht werden. 
 
3.1. Dächer 
Zulässige Dachformen: Satteldach, Flachdach. 
Zulässige Dachneigung: <=45°. 
Ein Kniestock darf 50cm nicht überschreiten. Gemessen wird von der Oberkante Rohdecke bis 
Unterkante Fußpfette. 
Dachgauben sind zulässig. 
 
3.2. Material und Farbgebung 
Dacheindeckung: dunkelbraun bis schiefergrau. 
Wände: ohne auffallende Muster und grelle Farben (z.B. kein Zyklopenmauerwerk, z.B. 
gebrochenes Weiß). 
 
3.3. Garagen und Nebengebäude 
Eine Unterkellerung von Nebengebäuden ist aufgrund der Hanglage möglich und städtebaulich 
unbedenklich. 
An den Grundstücksgrenzen zusammenstoßende Garagen sind einheitlich zu gestalten. 
 
3.4. Einfriedungen 
Gesamthöhe: 100cm 
 
3.5. Grenzbebauung 
Maximale Nutzfläche = 50 m² Maximale Firsthöhe = 3,00 m 
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7. Verkehrskonzeption 

 
Der Bahnhof Schönwald ist fußläufig in < 15 Minuten zu erreichen. 
Durch die vorhandenen Erschließungsanlagen ist eine ausreichende Berücksichtigung des 
fußläufigen Verkehrs gewährleistet. Die Ausgestaltung der festgesetzten Verkehrsflächen ist 
nicht Gegenstand der Änderung. 
Die Lage des Gebietes ermöglichen den Verzicht der zukünftigen Bewohner auf motorisierten 
Individualverkehr. 
Vorgaben des abwehrenden Brandschutzes hinsichtlich der Breite der Zufahrt sowie der 
Aufstellflächen sind zu beachten. 
Die erforderlichen Sichtdreiecke sind grundsätzlich freizuhalten. 
 
 

8. Grün- und Freiflächenkonzept 

 
Grünordnerische Festsetzungen wurden im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes und 
seiner rechtskräftigen Änderungen nicht getroffen. 
Da sich das städtebauliche Ziel der Änderung weitestgehend auf das Maß der baulichen 
Nutzung und dabei auf die konkrete Ausgestaltung der Baukörper beschränkt, erscheinen 
weitergehende Festsetzungen auch unter Berücksichtigung des hohen Umsetzungsgrades der 
Bebauung nicht erforderlich. 
 
 

9. Maßnahmen zur Verwirklichung 

 

9.1. Entwässerung 

 
Die Entwässerung erfolgt im Mischsystem. Die Stadt Schönwald ist an die Kläranlage in Selb 
angeschlossen (AWS Selb) – das Abwasser wird vom Pumpwerk, das sich auf dem Gelände 
der ehemaligen Kläranlage in Schönwald befindet, zur Kläranlage nach Selb gepumpt 
(Abwasserbetriebe Selb, Gebrüder-Netzsch-Straße 14, Papiermühlweg 50, 95100 Selb). 
Das Gebiet gilt als erschlossen. 
 
Es wird empfohlen, die klimabedingten Auswirkungen zunehmender Starkregenereignisse bei 
der Planung der Oberflächenwasserableitung aus den versiegelten Flächen sowie einen 
möglichen Eintrag von verunreinigtem Oberflächenwasser zu berücksichtigen. Wild 
abfließendes Oberflächenwasser soll möglichst schadlos abfließen können. Hinweise dazu 
können der Internetseite www.hochwasserinfo.bayern.de entnommen werden. 
Folgendes wird empfohlen: 
Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans Überflutungen 
auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die das 
Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft 
verhindert. Eine Sockelhöhe von mind. 25 cm wird empfohlen. Kellerfenster sowie 
Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor Lichtschächten, 
ausgeführt werden. 
Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen. 
 

9.2. Versorgung mit Wasser, Strom, Fernwärme, Gas und Telefon 

 
Ein Anschluss an die Wasserversorgung ist vorhanden. Die Wasserversorgung erfolgt durch die 
Stadt Schönwald. 
Das Planungsgebiet ist an das Stromnetz der ESM GmbH (Energieversorgung Selb-
Marktredwitz GmbH, Gebrüder-Netzsch-Straße 14, 95100 Selb) angeschlossen. 
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In dem überplanten Bereich befinden sich Gasversorgungseinrichtungen der ESM GmbH. Der 
Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen dürfen nicht beeinträchtigt werden. 
Vor Ausführung der Tiefbaumaßnahmen sind von den ausführenden Firmen jeweils 
Planauskünfte einzuholen. 
 
Vorhandene Telekommunikationslinien sind in ihrem Bestand zu erhalten und dürfen nicht 
beeinträchtigt werden. Im Geltungsbereich befinden sich u.a. Anlagen der Vodafone Kabel 
Deutschland GmbH. 
 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH weist dazu auf Folgendes hin: 
lm Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen (TK-Anlagen) der Deutschen 
Telekom AG. 
Auf die vorhandenen, dem öffentlichen Telekommunikationsverkehr dienenden 
Telekommunikationslinien, ist bei Ihren Planungen grundsätzlich Rücksicht zu nehmen. 
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet 
bleiben. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 
Durch die Änderung des Bebauungsplans kann es sein, dass bereits ausgebaute Straßen ggf. 
wieder aufgebrochen werden müssen, um die zusätzlichen Wohngebäude an unser 
Telekommunikationsnetz anzuschließen. Bitte teilen Sie uns auch rechtzeitig zum Zweck der 
Koordinierung mit, welche eigenen oder Ihnen bekannten Maßnahmen Dritter im 
Geltungsbereich stattfinden werden. 
Die Telekom prüft derzeit die Voraussetzungen zur Errichtung eigener 
Telekommunikationslinien in Baugebieten. Je nach Ausgang dieser Prüfungen wird die Telekom 
eine Ausbauentscheidung treffen. Vor diesem Hintergrund behält sich die Telekom vor, bei 
einem bereits bestehenden oder geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen anderen 
Anbieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten. 
Zur Abstimmung der Bauweise und für die rechtzeitige Freischaltung/Bereitstellung der 
Telekommunikationsdienstleistungen sowie zur Koordinierung mit Straßenbau bzw. 
Erschließungsmaßnahmen der anderen Versorger ist es dringend erforderlich, dass sich der 
Vorhabenträger rechtzeitig mit unserer Bauherren-Hotline unter der kostenfreien Rufnummer 
0800 / 330 1903 in Verbindung setzt. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und 
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten. 
Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und 
Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. 
 

9.3. Müllentsorgung 

 
Die Abfallentsorgung und Wertstofferfassung erfolgen durch den Landkreis Wunsiedel i. 
Fichtelgebirge. Die Befahrbarkeit ist aufgrund der vorhandenen Straßenbreiten gewährleistet. 
Wendeanlagen sind nicht geplant. 
 
 

10. Kosten und Finanzierung 

 
Das Baugebiet ist erschlossen und Herstellungsbeiträge wurden entsprechend erhoben und 
beglichen. Durch die Änderung des Bebauungsplanes entstehen keine neuen Folgekosten für 
die Stadt Schönwald im Zuge der Bauleitplanung. 
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11. Berücksichtigung der Planungsgrundsätze 

 

11.1. Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege 

 
Die Belange des Denkmalschutzes wurden berücksichtigt; auf Punkt 3.2. dieser Begründung 
wird verwiesen. 
 

11.2. Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

 

11.2.1. Immissionsschutz 

 
Aus Gründen des Schutzes der Bewohner im Nachbarschaftsbereich vor schädlichen 
Umwelteinflüssen ist zu beachten, dass gemäß § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) bei raumbedeutsamen Maßnahmen und Planungen die für eine bestimmte Nutzung 
vorgesehenen Flächen einander nur so zugeordnet werden dürfen, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete 
sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich vermieden werden. 
 

- Schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG sind Immissionen, die nach Art, 
Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen.  

- Immissionen im Sinne des BImSchG sind auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, 
das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und 
ähnliche Umwelteinwirkungen. 

- Emissionen im Sinne des BImSchG sind die von einer Anlage ausgehenden 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und 
ähnlichen Erscheinungen. 

- Luftverunreinigungen im Sinne dieses Gesetzes sind Veränderungen der natürlichen 
Zusammensetzung der Luft, insbesondere durch Rauch, Ruß, Staub, Gase, Aerosole, 
Dämpfe oder Geruchsstoffe. 

 
Lärmimmissionen: 
Nach dem Beiblatt zur DIN 18005 Teil 1 – Schallschutz im Städtebau – vom Juli 2002 sind 
Gebieten mit entsprechender Nutzungsfestsetzung u. a. folgende Orientierungswerte für den 
Beurteilungspegel zuzuordnen: 
 
reine Wohngebiete (WR)                            tags 50 dB 
            nachts 40 dB bzw. 35 dB 
allgemeinen Wohngebieten (WA)              tags 55 dB 
                                                                   nachts 45 dB bzw. 40 dB. 
Dorfgebiete (MD) und Mischgebiete (Ml)   tags 60 dB(A) 
                                                                   nachts 50 dB(A) bzw.45 dB(A) 
Gewerbegebieten (GE)                              tags 65 dB 
                                                                   nachts 55 dB(A) bzw. 50 dB(A). 
Sonstige Sondergebiete, soweit sie           tags 45 dB(A) bis 65 dB(A) 
schutzbedürftig sind je nach Nutzungsart  nachts 35 dB(A) bis 65 dB(A) 
Der niedrigere Wert nachts gilt für den Anlagenlärm. Verkehrslärm wird hinsichtlich der 
Erfassung und Berechnung der Lärmauswirkungen gegenüber dem Gewerbelärm privilegiert, 
weil die Verkehrsflächen in aller Regel der Allgemeinheit dienen. 
Das Beiblatt 1 zu DIN 18005-1 enthält schalltechnische Orientierungswerte für die 
städtebauliche Planung. Diese gelten nur für die städtebauliche Planung, nicht dagegen für die 
Zulassung von Einzelvorhaben. Es handelt sich dabei nicht um Grenzwerte. Sie sind vielmehr 
als sachverständige Konkretisierung der Anforderung an den Schallschutz im Städtebau 
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aufzufassen. Bei der Planung von schutzbedürftigen Nutzungen im Einwirkungsbereich von 
Straßen- und Schienenwegen ist die Einhaltung dieser Orientierungswerte anzustreben. 
Die in den technischen Regelwerken enthaltenen Richtwerte (bzw. Orientierungswerte) stellen 
keine strikten Grenzwerte dar. Bei einer Überschreitung von Orientierungswerten nach der DIN 
18005-1, Beiblatt 1, liegen noch nicht grundsätzlich schädliche Umwelteinwirkungen vor, also 
Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile 
oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen. 
Als Grenzwerte hinsichtlich der zumutbaren Belastung durch Gewerbelärm kann im Zuge der 
Bewältigung planungsrechtlicher Konfliktlagen im Zuge der Abwägung u.a. die TA Lärm 
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm) mit ihren Richtwerten herangezogen werden. 
 
Bewertung: 

- Unzulässige Verkehrsemissionen aufgrund der angrenzenden Verkehrswege sind nicht 
abzusehen. Der Änderungsbereich liegt nicht im Einwirkungsbereich von 
Schienenverkehrswegen, örtlichen oder überörtlichen Hauptverkehrsstraßen. 

- Das Baugebiet grenzt an landwirtschaftlich genutzte Flächen an. 
Es ist daher mit geruchsbedingten Immissionen zu rechnen, die durch Ausbringung von 
organischem Dünger hervorgerufen werden. Diese sind von den zukünftigen Nutzern 
hinzunehmen. 

- Östlich der Rehauer Straße befindet sich eine Betriebsstätte (. Es werden keine Konflikte 
diesbezüglich angenommen, welche im Zuge der gegenständlichen Bauleitplanung zu 
bewältigen sind. 

Der Bebauungsplan weist alle Merkmale eines qualifizierten Bebauungsplanes auf (§ 30 Abs. 1 
BauGB: Festsetzungen über die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren 
Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen). Dadurch ist für den Bereich bereits Art. 
58 BayBO einschlägig. Hier ist ergo auch kein gemeindliches Einvernehmen oder eine 
Beteiligung der Höheren Verwaltungsbehörde nach § 36 BauGB einschlägig. Auch wenn ein 
Bauvorhaben nicht im Genehmigungsfreistellungsverfahren nach Art. 58 BayBO behandelt bzw. 
zugelassen wird, sondern die Durchführung eines bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahrens 
verlangt wird, haben Antragsteller einen konkreten Anspruch auf die Erteilung der 
Baugenehmigung. 
Es wird daher angenommen, dass mögliche Immissionsorte innerhalb des Plangebietes bei der 
Genehmigung von gewerblichen Nutzungen im Stadtgebiet aus Gründen der Rechtssicherheit 
und der planerischen Vorsorge mit betrachtet wurden und sich daher keine 
immissionsrechtlichen Konfliktlagen aus der Änderung des Bebauungsplanes ergeben. Dazu ist 
insbesondere anzumerken, dass die Art der baulichen Nutzung i.S.d. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
nicht geändert wird. 
 

11.2.2. Landschafts- und Naturschutz 

 
Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des 
Bebauungsplans zu erwarten sind, grundsätzlich als im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 6 vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Entsprechend wird gem. § 13 BauGB von der 
Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB sowie von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB 
abgesehen. 
Da sich die durch die 4. Änderung des Bebauungsplanes „Östlich der Ascher Straße“ 
ergebenden Eingriffe in Natur und Landschaft, die auf Grund der überarbeiteten Festsetzungen 
zu erwarten sind, nicht als erheblicher charakterisieren lassen, als die bereits planungsrechtlich 
zulässigen Eingriffe, werden alle im Zuge der Umsetzung der 4. Änderung des 
Bebauungsplanes „Östlich der Ascher Straße“ zulässigen Eingriffe als im Sinne des § 1a Absatz 
3 Satz 6 vor der planerischen Entscheidung zulässig charakterisiert. Entsprechend wird von der 
Festsetzung von Ausgleichsflächen und Ersatzmaßnahmen sowie weiteren 
eingriffsminimierenden Festsetzungen abgesehen. 
Die Eingriffsintensität ist bereits niedrig angesetzt und wird nicht weiter erhöht. 
 
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist gemäß Anlage 1 des UVPG nicht erforderlich und wird 
nicht durchgeführt. 
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Schutzkulisse: 
Gesetzlich geschützte Biotope sind nicht betroffen. Das Stadtgebiet liegt komplett innerhalb des 
Naturparks Fichtelgebirge. Nächstgelegenes Natura-2000-Gebiet ist das FFH-Gebiet 
„Nordostbayerische Bachtäler um Rehau“ in einer Entfernung von >550m im Talgrund des 
Stockbachs. Auswirkungen können aufgrund des Störgrades der Nutzung, der Entfernung und 
der fehlenden funktionalen Verbindung ausgeschlossen werden. 
 
Spezieller Artenschutz: 
Feucht-, Trocken- und Gewässerlebensräume sind nicht vorhanden. Wald ist nicht betroffen. 
Habitate der Offenlandarten sind nicht betroffen. Hecken- und gehölzbrütende Arten kommen 
potentiell vor, besonders geschützte Arten können aufgrund der vorhandenen Vorbelastung 
durch Wohnnutzung ausgeschlossen werden. 
Fledermausquartiere sind nicht bekannt. 
 

11.2.3. Luftreinhaltung / Klimaschutzklausel 

 
§ 1 Abs. 5 BauGB schreibt sowohl Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als 
auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, vor. 
Beim Bau sind daher Möglichkeiten der Wärmedämmung zu nutzen, bei der Gebäudeheizung 
schadstoffarme Brennstoffe in richtig dimensionierten Feuerungsanlagen zu verwenden und 
durch passive und aktive Nutzung regenerativer Energieträger den Schadstoffausstoß zu 
minimieren. Bei der Stellung von Gebäuden und der Auswahl der Dachformen ist besonders auf 
die Nutzung von solarer Energie zu achten. 
Es ist geplant, dass die Ausrichtung der Hauptfirstrichtung eine Eigennutzung von Solarenergie 
begünstigt (Ost-West, bzw. Nord-Süd-Ausrichtung). 
 
Auf allen Dachflächen ist eine Photovoltaik-bzw. Solarthermie-Nutzung zulässig. Bei 
Flachdächern können auch aufgeständerte Anlagen installiert werden. 
 
Bei der Bauausführung sollte bei der Verwendung von Baustoffen, bei der Gebäudedämmung, 
der energetischen Versorgung der Gebäude, vor allem hinsichtlich Heiz- und Kühlenergie und 
Brauchwassererwärmung auf möglichst niedrige Kohlendioxid- und andere 
Treibhausgasemissionen geachtet werden. 
 
 

12. Entwurfsverfasser 

 
Aufgestellt: Kronach, den 08.09.2022  
 

ENTWURFSVERFASSER: 
IVS Ingenieurbüro GmbH 
Abteilung kommunale Entwicklungsplanung 
Am Kehlgraben 76 
96317 Kronach 
Telefon 09261/6062-0 
Telefax 09261/6062-60 
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